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Von Dr. Bergis Schmidt-Ehry und
Ernst Richter

WETZLAR Nachdem das Kai-
serreich 1918 den Ersten
Weltkrieg verloren hatte und
der Kaiser abdankte, entstand
in Deutschland ein gesell-
schaftliches Vakuum.

Überall im Deutschen
Reich gründeten sich
Arbeiter- und Soldatenräte,
um die öffentliche Sicher-
heit und Ordnung wieder
herzustellen. So auch in
Wetzlar.Tausendefülltenam
13. November 1918 in den
Nachmittagsstunden den
Domplatz, um die Novem-
berrevolution zu diskutie-
ren.
Im Bericht des Wetzlarer

Anzeigers heißt es: „Unter au-
ßerordentlich großer Beteili-
gung hat heute Nachmittag die
von dem hiesigen Arbeiter- und
Soldatenrat einberufene Volks-
versammlung stattgefunden.
Dichtgedrängte Massen umga-
ben die mit Tannengrün aus-

geschlagene Rednertribüne, vor
welcher ein rotes Banner flat-
terte, während aus den Fen-
sterreihen ringsum die Blicke
zahlreicher Zuschauer auf das
ungewohnte Schauspiel gerich-
tet waren.“
Die Menschen knüpften

unterschiedliche Erwartun-
gen und Hoffnungen an die-
se deutsche Revolution. Am
Ende eines widersprüchlich
verlaufendenProzesses stand
Anfang 1919 die Ausrufung
derWeimarer Republik.
Die acht Wetzlarer Vertre-

ter auf der Verfassunggeben-
den Deutschen Nationalver-
sammlung plädierten ein-
hellig für die parlamentari-
sche Demokratie. Hierfür
hatten sich der Wetzlarer
August Bebel und der Gies-
sener Wilhelm Liebknecht
bereits im Kaiserreich einge-
setzt – und waren von Bis-
marck und rechtskonserva-
tiven und nationalistischen
Gruppen dafür vehement
beschimpft, bekämpft und

verfolgt worden.
Erstmals wurden in

Deutschland Volkssouverä-
nität, Gewaltenteilung,
Grundrechte, staatsbürgerli-
che Gleichstellung der Frau -
und damit das Frauenwahl-
recht – sowie solidarische
sozial- und arbeitsrechtliche
Prinzipien in die Verfassung
aufgenommen.
AbermitderAusrufungder

Weimarer Republik traten
gleichzeitig auch die erbit-
terten Feinde der Parlamen-
tarischen Demokratie in die
Arena der Politik. In den Be-
hörden und Institutionen
des nun demokratischen
Staatsapparats arbeiteten
nach wie vor die alten und
kaisertreuen Richter, Staats-
anwälte, Polizisten und Leh-
rer. Und die meisten von ih-
nen lehnten die Demokratie
ab, wollten am liebsten ih-
ren „alten Kaiser Wilhelm
wieder ham!“.
Sie hielten die neuen Ver-

hältnisse für einen Betriebs-
unfall der Deutschen Ge-
schichte, den man schnellst-
möglich wieder beseitigen

müsse. Das galt auch für die
alte Stadt- und Kreisverwal-
tung in Wetzlar. Sie hinter-
fragte kontinuierlich die Be-
fugnisse und Kompetenzen
des Arbeiter- und Soldaten-
rates, machte allenfalls eini-
ge Konzessionen, wenn ihre
Politik der Obstruktion allzu
offensichtlich wurde.
Auch in der Wirtschaft

blieb es bei den alten Besitz-
undVerfügungsrechten über
die Produktionsmittel. Dar-
an änderten letztlich auch
das Betriebsrätegesetz und
die Tarifautonomie nichts.
Und der alte Adel und seine
Eliten behielten ihren, dem
Volk über Jahrhunderte ab-
gepressten Reichtum und
Besitz.
Schon im Kaiserreich ver-

folgte der einflussreiche
„Alldeutsche Verband“ eine
extrem anti-demokratische
Politik. Er setzte sich nun für
eine „nationale Diktatur“
ein. In seinem Umfeld ent-
standen militante Organisa-

tionen wie der „Deutschvöl-
kische Schutz- und Trutz-
bund“, die „Thule-
Gesellschaft“ – eine Brutstät-
te rassistischen Gedanken-
guts – und die Deutsche Ar-
beiterpartei (DAP), aus der
später die NSDAP hervorge-
henwird.
Propagandistisch verwen-

deten sie die von den ge-
scheiterten Militärs der
Obersten Heeresleitung um
General von Ludendorf ge-
schaffene „Dolchstoßlegen-
de“ gegen demokratische
Politiker. Sozialdemokraten
und Kommunisten wurden
als „vaterlandslose Gesel-
len“ für den verlorenen Er-
sten Weltkrieg verantwort-
lich gemacht. Ihnen – nicht
den Profiteuren - wurden die
schrecklichen Lebensbedin-
gungen im Nachkriegs-
deutschland angekreidet.

Nach der Auflösung
der Militärverbände
fühlten sich
viele Soldaten
verraten

Nicht alle Soldaten hatten
sich am Ende des Ersten
Weltkrieges den Arbeiter-
und Soldatenräten ange-
schlossen. Nach dem Abset-
zen der kaisertreuen Generä-
le und der Auflösung der Mi-
litärverbände fühlten sich
viele Soldaten verraten. Sie
hatten für Deutschland ge-
kämpft und erhielten zu
Hause weder Arbeit noch
Brot.
In diesem Klima gründe-

ten sich paramilitärische
Freikorps, die zu einem gra-
vierenden Hindernis des
Aufbaus einer demokratisch
verfassten Gesellschaft wur-
den. Sie schalteten auch im
Wetzlarer Anzeiger Werbe-

anzeigen wie: „Wollt Ihr den
Bolschewismus? Dann bleibt
zuhause hinter dem Ofen
hocken. Wollt ihr Ruhe, Ord-
nung, inneren Frieden? Dann
kommt zu uns und helft uns
bald! Wehrämter des Freikorps
Hülsen.“
Diese Freikorps bekämpf-

ten die Novemberrevolution
und ermordeten deren „Rä-
delsführer“. Rosa Luxem-
burg und Karl Liebknecht
wurden am 15. Januar 1919
von Freikorpssoldaten der
Garde-Kavallerie-Schützen-
Division getötet. Politische
Instabilität und soziales
Elend waren zu Beginn der
1920er Jahre ein idealer
Nährboden für die Zukunft-
sängste der Menschen in der
jungen Nachkriegs-

Demokratie.
Im März 1920 versuchten

rechtsgerichtete Militärs mit
einem Putsch (Kapp-Putsch)
die Regierung zu überneh-
men. Daraufhin riefen
Reichspräsident Friedrich
Ebert, SPD-Minister und -
Fraktion, Gewerkschaften
sowie die KPD zum General-
streik auf, um das
demokratisch- parlamentari-
sche System zu bewahren.
Von der Wetzlarer Arbei-

terbewegung wurde der „Ar-
beiterrat“als Schutzorgan für
diebestehendeOrdnungund
die sozialen Errungenschaf-
ten wiedererweckt. ImWetz-
larer Anzeiger vom 20. März
1920 findet sich folgende
Anzeige: „An die werktätige
Bevölkerung von Stadt und
Kreis Wetzlar“: Veranlasst
durch die reaktionäre, politi-
sche Umwälzung haben das
Gewerkschaftskartell, sowie die
beiden sozialistischen Parteien
vonWetzlardenArbeiterratneu
gewählt und mit der Wahrneh-
mung der Interessen der Ar-
beiterschaft betraut. Von der
Behörde sind dem Arbeiterrat
die Räume des ehemaligen Ar-
beitsnachweises zur Verfügung
gestellt.Wir ersuchen daher die
Vertrauensmänner der Ar-
beiterschaft des ganzen Krei-

ses, uns etwaige Beschwerden,
Wahrnehmungen oder sonstige
wichtige Mitteilungen sofort
mündlich oder schriftlich zu-
kommen zu lassen.“
Nur wenige reiche Deut-

sche erlebten die „goldenen
zwanziger Jahre“. Die mei-
sten – auch der hier arbei-
tenden und wohnenden
Menschen – litten Hunger
und bittere Armut. In einem
monatelangen Streik forder-
te 1921 der Metallarbeiter-
verband (DMV) eine Lohn-
erhöhung von 1,50 RM pro
Tag. Der Schlichtungsspruch
ergab am Ende 20 – 70 Pfen-
nigmehr Lohn.
Aber der Reichsarbeitsmi-

nister erklärte das Schlich-
tungsergebnis für nichtig
und die Arbeiter beschlos-
sen, weiter zu streiken. Em-
pörte Arbeiter zogen vor das
Rathaus und forderten, die
ausgestellten Passierscheine
für Werkmeister zum Betre-
ten der Fabriken wieder ein-
zuziehen.

Am Ende des
Arbeitskampfes
war das Leben
in ganz Wetzlar
lahn gelegt

Am Ende des Arbeits-
kampfes war das Leben in
ganz Wetzlar lahm gelegt,
weil die Streikenden die
Stromversorgung gekappt
hatten. 400 Polizisten, die
aus Koblenz mit Panzerwa-
gen angerückt waren, been-
deten die Betriebsbesetzun-
gen und den Streik unter An-
drohung von Waffengewalt.
1922 wiederholt sich dieser
Verteilungskampf, als 3500

Arbeiter der Buderus’schen
Eisenwerke und der Stahl-
werke Buderus-Röchling in
den Ausstand gingen.
Ab 1922 nahm die Inflati-

on rapide zu. Die Industrie-
produktion des Reiches ging
auf 47 Prozent zurück. Die
Reallöhne sanken um min-
destens 14 Prozent. Nach-
dem auch inWetzlar die Ver-
sorgung der Bevölkerungmit
Grundbedarfsgütern im Ok-
tober 1923 zusammenbrach,
griff das verelendete Prole-
tariat zur „Selbsthilfe“ und
plünderte einige Tage lang
sämtliche Kaufhäuser,
Lebensmittel- und Beklei-
dungsgeschäfte der Stadt.
Unter dem Eindruck der
Wirtschaftskrise ergriff die
Reichsregierung gravierende

Maßnahmen zum Abbau der
sozialen Standards und der
Arbeitnehmerrechte.
In Wetzlar wurden im

Herbst 1923 fast alle Beleg-
schaften entlassen. Kündi-
gungsschutz wie auch die in
der Weimarer Verfassung
verbriefte 40-Stundenwoche
wurden in der Arbeitsrealität
zum Hohn. In einem Be-
zirksbericht des Metallarbei-
terverbandes wurde 1924
festgestellt: „Den Unterneh-
mern schien 1924 die Stunde
gekommen, um nicht nur eine
10-stündige Arbeitszeit, son-
dern auch eine Beseitigung der
bestehenden Kollektivverträge
zu erreichen. Die Arbeitszeit im
Bezirk mit Ausnahme der
Lohnbezirke Betzdorf, Sieger-
land und Dill-Kreis (55-56
Stunden) 54 Stunden!“
Die Aufbruch-Stimmung

derNovemberrevolutionwar
verflogen. Die Gegner sozia-
ler Gerechtigkeit und des de-
mokratischen Aufbruchs
wurden immer lauter.
Im zweiten Teil lesen Sie

in der nächsten Ausgabe
der Seite „Damals“ über die
Ermordnung von Reichs-
außenminister Walther
Rathenau und die „Brigade
Erhardt“.

WEG DER ERINNERUNG

Wetzlar 1933 – 1945 – Ei-
ne Zeitreise durch die Ge-
schichte des „Dritten Rei-
ches”. Die etwa dreistündigen
Führungen beinhalten eine
Route zu 16 Stationen zu Fuß
durch die Wetzlarer Innen-
stadt. Zu Beginn erfolgt ein Ein-
führungsvortrag im Kulturzen-
trum Franzis.
Öffentliche Führung ist am

Sonntag, 23. April, 14 Uhr.
Treffpunkt: Kulturzentrum

Franzis, Franziskanerstr. 4 – 6,
35578 Wetzlar.
Kosten pro Person: 6 Euro

(ermäßigter Preis: 3 Euro). An-
meldungnichterforderlich,aber
möglich unter www.wetzlar-
erinnert.de/wde oder & (0 64
41) 92 18 40.
Nächste öffentliche Führung

am Sonntag, 29. April 2018
Gruppenführungen 2017:

Gruppenführungen für Er-
wachsene:
120 Euro bei Führungen oh-

ne Unterteilung der Gruppe
beim Gang durch die Stadt. 200
Euro bei Führungen mit der Tei-
lung der Gruppe in zwei Un-
tergruppenbeimGangdurchdie
Stadt, für jede weitere Unter-
teilung weitere 80 Euro. Für
Schulklassen und Jugendgrup-
pen pro Führung 60 Euro (für
Untergruppen je weitere 50 Eu-
ro).
Gruppentermine bitte min-

destens 14 Tage vorher ver-
einbaren. Anfragen und An-
meldung:
WETZLAR ERINNERT e.V.

Kontaktperson: Irmtrude Rich-
ter,& (0 64 41) 92 18 40. Mail:
irmtrude.richter@tonline.de
oder auf www.wetzlar-
erinnert.de/wde-gruppe.

Versammlung auf dem Wetzlarer Domplatz am 13. November 1918, zu der der Arbeiter- und Soldatenrat aufgerufen hatte. „Dichtgedrängte Mas-
sen umgaben die Rednertribüne, vor welcher ein rotes Banner flatterte“, schrieb der Wetzlarer Anzeiger. (Foto: Historisches Archiv Wetzlar).

Werbeanzeige des Freikorps Hülsen, eins von vielen Inseraten, die für
den Beitritt ehemaliger Soldaten in die paramilitärischen Freikorps im
Wetzlar Anzeiger warben. Quelle: Historisches Archiv der Stadt Wetzlar.

Wiedereinsetzung desArbeiter- und Soldatenrates nach demKapp-Putsch
am 13. März 1920. Quelle: Historisches Archiv der Stadt Wetzlar.

Bekanntmachung des Arbeiter- und Soldatenrates zur „Aufrechterhaltung der Ordnung in Stadt und Land und
Kreis Wetzlar“ am 12. Nov. 1918. Entgegengezeichnet vom Bürgermeister Dr. Former, der jedoch die Kompe-
tenzen des Rates immer wieder in Zweifel zog. Quelle: Historisches Archiv der Stadt Wetzlar.

Aufruf zum Generalstreik des allgemeinen Deutschen Gewerkschafts-
bundes (ADGB) und der Arbeitsgemeinschaft freier Angestelltenverbän-
de (AfA) am 13. März 1920 als Reaktion auf den Kapp-Putsch.

ANSPRECHPARTNER

„Damals“ Nummer: 875

Kontakt:
Redaktion Weilburg
Marktplatz 1
35772 Weilburg

& (0 64 71) 93 80 29
redaktion.wt@mittelhessen.de


